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Konvention über das Offene Meer
(Übersetzung)

Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention, von dem 
Wunsche geleitet, die Regeln des Völkerrechts über das 
Offene Meer zu kodifizieren,

in Anerkennung, daß die Seerechtskonferenz der Verein­
ten Nationen, die vom 24. Februar bis 27. April 1958 in Genf 
abgehalten wurde, die nachfolgenden Bestimmungen im all­
gemeinen als Ausdruck bestehender Grundsätze des Völker­
rechts angenommen hat,

haben folgendes vereinbart:

Artikel 1

Der Begriff „Offenes Meer“ bezeichnet alle Teile des Mee­
res, die nicht zu den Territorialgewässern oder zu den 
Binnengewässern eines Staates gehören.

Artikel 2

Da das Offene Meer allen Nationen offensteht, kann kein 
Staat rechtsverbindlich beanspruchen, irgendeinen Teil davon 
seiner Hoheitsgewalt zu unterstellen. Die Freiheit des Offe­
nen Meeres wird gemäß den Bedingungen ausgeübt, die in 
diesen Artikeln und in den anderen Regeln des Völkerrechts 
festgelegt sind. Sie umfaßt, inter alia, sowohl für Küsten­
ais auch für Binnenstaaten:

1. die Freiheit der Schiffahrt;
2. die Freiheit der Fischerei;
3. die Freiheit, Unterseekabel und Rohrleitungen zu legen;
4. die Freiheit, das Offene Meer zu überfliegen.

Diese Freiheiten sowie die anderen durch die allgemeinen 
Grundsätze des Völkerrechts anerkannten Freiheiten sind 
von allen Staaten unter angemessener Berücksichtigung der 
Interessen auszuüben, die andere Staaten an der Ausübung 
der Freiheit des Offenen Meeres haben.

Artikel 3

1. Um die Freiheit der Meere in gleichem Maße wie die 
Küstenstaaten zu genießen, sollen Staaten, die keine 
Meeresküsten besitzen, freien Zugang zum Meere haben. 
Zu diesem Zweck sollen die Staaten, die zwischen dem 
Meere und einem Staat ohne Meeresküsten liegen, durch 
gemeinsame Übereinkommen mit letzterem und in 
Übereinstimmung mit bestehenden internationalen Kon­
ventionen

a) dem Staat ohne Meeresküsten auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit freien Durchgangsverkehr durch 
ihr Hoheitsgebiet und

b) Schiffen, die die Flagge dieses Staates führen, hin­
sichtlich des Zugangs zu Seehäfen und deren Be­
nutzung die gleiche Behandlung wie den eigenen 
Schiffen oder Schiffen dritter Staaten

gewähren.
2. Staaten, die zwischen dem Meer und einem Staat ohne 

Meeresküsten liegen, sollen durch gegenseitige Verein­
barung mit letzterem und unter Berücksichtigung der 
Rechte des Küstenstaates oder des Durchgangsstaates 
sowie der besonderen Verhältnisse des Staates ohne 
Meeresküsten alle im Zusammenhang mit der Freiheit 
des Durchgangsverkehrs und der gleichberechtigten Be­
handlung in den Häfen stehenden Angelegenheiten 
regeln, sofern diese Staaten nicht bereits Vertragspar­
teien bestehender internationaler Konventionen sind.

Artikel 4

Jeder Staat, ob Küstenstaat oder nicht, hat das Recht, 
Schiffe unter seiner Flagge auf dem Offenen Meer fahren 
zu lassen.

Artikel 5

1. Jeder Staat legt die Bedingungen für die Verleihung 
seiner Staatszugehörigkeit an Schiffe, für die Registrie­
rung von Schiffen in seinem Hoheitsgebiet und für das 
Recht fest, seine Flagge zu führen. Schiffe besitzen die 
Staatszugehörigkeit des Staates, dessen Flagge zu führen 
sie berechtigt sind. Es muß eine echte Beziehung zwi­
schen dem Staat und dem Schiff bestehen; insbesondere 
muß der Staat über Schiffe, die seine Flagge führen, 
seine Jurisdiktion und seine Kontrolle in verwaltungs­
mäßigen, technischen und sozialen Angelegenheiten 
wirksam ausüben.

2. Jeder Staat stellt den Schiffen, denen er das Recht ver­
liehen hat, seine Flagge zu führen, entsprechende Doku­
mente aus.

Artikel 6

1. Schiffe dürfen nur unter der Flagge eines einzigen Staa­
tes fahren und unterstehen, mit Ausnahme der beson­
deren Fälle, die ausdrücklich in internationalen Verträ­
gen oder in diesen Artikeln vorgesehen sind, auf dem 
Offenen Meer seiner ausschließlichen Jurisdiktion. Ein 
Schiff darf seine Flagge während einer Reise oder in 
einem Anlaufhafen nicht wechseln, außer im Falle eines 
tatsächlichen Eigentumsüberganges oder eines Register­
wechsels.

2. Ein Schiff, das unter den Flaggen zweier oder mehrerer 
Staaten fährt, die es nach Belieben benutzt, kann keine 
dieser fraglichen Staatszugehörigkeiten gegenüber drit­
ten Staaten geltend machen; es kann einem Schiff ohne 
Staatszugehörigkeit gleichgestellt werden.

Artikel 7

Die Bestimmungen der vorstehenden Artikel berühren 
nicht die Frage der Schiffe, die im offiziellen Dienst einer 
zwischenstaatlichen Organisation stehen und die Flagge die­
ser Organisation führen.

Artikel 8

1. Kriegsschiffe genießen auf dem Offenen Meer vollstän­
dige Immunität von der Jurisdiktion eines jeden anderen 
Staates als der des Flaggenstaates.

2. Im Sinne dieser Artikel bezeichnet der Terminus „Kriegs­
schiff“ ein Schiff, das zu den Seestreitkräften eines 
Staates gehört und die äußeren Merkmale trägt, die 
Kriegsschiffe seiner Staatszugehörigkeit kennzeichnen, 
das unter dem Kommando eines von der Regierung ord­
nungsgemäß beauftragten Offiziers steht, dessen Name 
in der Rangliste der Seestreitkräfte enthalten ist, sowie 
mit einer Besatzung bemannt ist, die der regulären 
Marinedisziplin unterliegt.

Artikel 9

Schiffe, die einem Staat gehören oder von ihm eingesetzt 
sind und nur im nichtkommerziellen Regierungsdienst be­
nutzt werden, genießen auf dem Offenen Meer vollständige 
Immunität von der Jurisdiktion eines jeden anderen Staates 
als der des Flaggenstaates.


